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Veröffentlichung des Landratsamtes Oberallgäu 

 
Wasserrecht; 

Gewässerausbau für die Errichtung und Betrieb eines Löschteichs bei der Sesselalpe in Oberstdorf; 

Antragsteller: Sesselalpe eGbR, vertr. durch Frau Lisa Walther-Peeters, Sesselweg 10, 87561 

Oberstdorf 

 

Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des 

Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

 
Die Sesselalpe eGbR, vertr. durch Frau Lisa Walther-Peeters beantragte beim Landratsamt Oberallgäu, 

Abteilung Wasserrecht, mit Antrag vom 07.05.2025 die Plangenehmigung und die wasserrechtliche Erlaubnis 

für die Errichtung und den Betrieb eines Löschweihers bei der Sesselalpe in Oberstdorf.  

 

Das Landratsamt Oberallgäu führt ein Genehmigungsverfahren gem. § 68 WHG durch. Die allgemeine 

Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 7 Abs. 1 i.V.m. Anlage 1 Nr. 13.18.1 und Anlage 3 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung – UVPG – ergab, dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

nicht erforderlich ist. 

 

Aufgrund des geplanten Neubaus bzw. der Kernsanierung der Sesselalpe auf dem Grundstück Flur Nr. 564/7, 

Gemarkung Tiefenbach b. Oberstdorf, wurde im baurechtlichen Verfahren eine entsprechende 

Löschwasservorhaltung gefordert. Diese ist nun in Form eines Löschteichs geplant, welcher mit Folie 

ausgelegt werden soll. Die Maße des Löschteiches betragen Breite = 6 m; Höhe = 8 m; Tiefe = 1,6 m. Somit 

ergibt sich eine Fläche von ca. 48 m², sowie einem Fassungsvermögen von ca. 76,8 m³. Der Löschteich soll so 

ausgestaltet werden, dass er zusätzlich von Besuchern der Alpe als Schwimmteich genutzt werden kann. Um 

den Teich herum soll eine Regenerationsfläche mit einer Tiefe von bis zu 1,20 m entstehen. Der Teich selbst 

wird mit Folie ausgelegt und mit Füllsand befüllt. Im Regenerationsbereich werden Teicherde, Kies, Steine 

und Wasserpflanzen eingesetzt. Da der Teich in einer leichten Hanglage entstehen soll, sind Arbeiten zur 

Hangsicherung notwendig. Die Hangsicherung soll mit Wasserbausteinen gesichert werden. Ergänzt wird der 

http://www.oberallgaeu.org/amtsblatt%20seit%2001.%20November%202024
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Teich um eine Sonnenterrasse im nordwestlichen Bereich. Die Zuwegung zum Teich erfolgt in Erweiterung 

des Weges zur sog. „Seilbahnhütte“ oberhalb des Parkplatzes mittels Trittsteinen.  

 

Der Zulauf, zur Versorgung des Teiches mit Wasser, ist aus der bestehenden Trink- und 

Brauchwasserversorgung der Sesselalpe, die aus einer Quellwasserfassung stammt, geplant. Hierbei soll an 

die bestehende Leitung, welche die Sesselalpe versorgt, ein T-Stück angeschlossen werden. Diese 

Verbindung erfolgt über eine auf etwa 80 cm tief verlegte Schlauchleitung, welche als eine überirdische 

Einleitung in den Teich endet.  

 

Weiterhin ist angedacht, das Überwasser aus der Wasserversorgungsanlage der „Wasach-Klinik“ zur 

Speisung des Teiches zu nutzen. Die privatrechtlichen Vereinbarungen hierüber stehen noch aus und sind 

nicht Teil der beantragten Genehmigung. Die Wasserversorgungsanlagen der „Wasach-Klinik“ sowie der 

Sesselalpe verfügen über eine gültige wasserrechtliche Erlaubnis zur Entnahme von Grundwasser.  

 

Die Ableitung des überschüssigen Wassers aus der Teichanlage ist über eine unterirdische Rohrleitung zu 

einem bestehenden Regenwasserschacht und durch diesen weiter zum bestehenden Vorfluter geplant.  

Die Entnahme von Löschwasser soll mittels eines KG DN 150 Rohres, welches unterirdisch auf einer Tiefe von 

ca. 80 cm verlegt und in den Teich durch einen Unterflurschieber gesperrt ist, erfolgen. 

 

Nach Auffassung des Landratsamtes Oberallgäu verspricht die Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung keine zusätzlichen Erkenntnisse. Es ist daher keine 

Umweltverträglichkeitsprüfung notwendig. Die maßgeblichen Unterlagen zur Entscheidung können beim 

Landratsamt Oberallgäu, Abteilung Wasserrecht, eingesehen werden. 

 

Die Entscheidung über die Nichtdurchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung ist nicht selbstständig 

anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG). 

 

Gez. Justin Martin          219 
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Veröffentlichung des Landratsamtes Oberallgäu 

 
Wasserrecht; 

Gewässerausbau für die Böschungssicherung der Durach im Bereich Mühlenweg, Durach; 

Antragsteller: Gemeinde Durach, vertr. durch Herrn Gerhard Hock, Bahnhofstr. 1, 87471 Durach 

 

Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des 

Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
 

Die Gemeinde Durach beantragte beim Landratsamt Oberallgäu, Abteilung Wasserrecht, mit Antrag vom 

16.04.2025 die Plangenehmigung für die Errichtung einer Böschungssicherung in der Durach im Bereich des 

Mühlenweges in Durach. 

 

Das Landratsamt Oberallgäu führt ein Genehmigungsverfahren gem. § 68 WHG durch. Die allgemeine 

Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 7 Abs. 1 i.V.m. Anlage 1 Nr. 13.18.1 und Anlage 3 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung – UVPG – ergab, dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

nicht erforderlich ist. 

 

Im betroffenen Bereich grenzt die Durach direkt an den Mühlenweg und die dazugehörige Bebauung. Hier ist 

die Böschung bzw. die provisorische Böschungssicherung teilweise marode und die Standfestigkeit nicht 

mehr uneingeschränkt gewährleistet, wodurch die parallel zum Gewässer verlaufenden 

Versorgungsleitungen – insbesondere Gas- und Wasserleitung – akut gefährdet sind.  

 

Der Antragsteller plant daher den Einbau einer dauerhaft standsicheren Ufersicherung am orographisch 

linken Ufer der Durach im Bereich des Mühlenweges bzw. auf den Grundstücken Flur Nr. 121/3, 111/21, 

115/18 und 121/3, Gemarkung Durach. Die Böschung soll mittels großformatiger Natursteine neu gesichert 

und in den benötigten Bereichen so zurückgebaut werden, damit der Bachlauf das benötigte Volumen für 

den Hochwasserschutz erhält. Die geplante Ufersicherung erfordert aufgrund ihrer Breite und Stärke, sowie 

der Nähe zu den bestehenden Leitungen und Wegen, eine entsprechende Positionierung, die ein Hineinragen 

in den vorhandenen Gewässerquerschnitt zur Folge hat.  

 

Zur Erhaltung des Abflussquerschnitts wurden auf der orographisch rechten Seite der Durach (gegenüber 

des betroffenen Bereichs am Mühlenweg) bereits bauliche Anpassungen durch das Wasserwirtschaftsamt 

Kempten durchgeführt. Es wurden hier Aufweitungsarbeiten durchgeführt und es erfolgte eine 

Böschungssicherung mittels großformatigen Steinen. Diese Maßnahmen konnten im Rahmen der 

Gewässerunterhaltung durchgeführt werden, sollen nun aber aufgrund der baulichen Anpassung am 

Mühlenweg und dem damit beantragten Gewässerausbau mit in die Plangenehmigung aufgenommen 

werden. 

 

Des Weiteren wurde durch eine Vermessung eine Erhöhung der Bachsohle festgestellt (zwischen den 

Querprofilen A8 und A9 bis stromabwärts zu den Profilen A2 und A10), welche im Zuge der 

Böschungssanierung auf das ursprüngliche Höhenniveau korrigiert werden soll, um die Leistungsfähigkeit 

der Durach wiederherzustellen. Es wurden hydraulische Nachweise geführt, die belegen, dass mit den 

Gesamtmaßnahmen keine Verschärfung der Abflusssituation für die Anlieger im HQ100-Fall zu erwarten ist.  
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Für die Durchführung des Bauvorhabens ist es notwendig, dass drei bestehende Bäume und zusätzliches 

Gebüsch im Böschungsbereich gefällt bzw. gerodet werden. Aufgrund der Lage in einem gesetzlich 

geschützten Biotop wurde von der Gemeinde Durach ein Ausgleich über das Ökokonto beantragt. 

 

 

Nach Auffassung des Landratsamtes Oberallgäu verspricht die Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung keine zusätzlichen Erkenntnisse. Es ist daher keine 

Umweltverträglichkeitsprüfung notwendig. Die maßgeblichen Unterlagen zur Entscheidung können beim 

Landratsamt Oberallgäu, Abteilung Wasserrecht, eingesehen werden. 

 

Die Entscheidung über die Nichtdurchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung ist nicht selbstständig 

anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG). 

 

Gez. Justin Martin          220 

 
 

 

Bekanntmachung Landratsamt Oberallgäu 

 

Öffentliche Zustellung 

 

Der Bescheid vom 12.08.2025 des Landratsamtes Oberallgäu an Frau Jasmina Avramovic, wh. zuletzt Im 

Steinach 19 in 87561 Oberstdorf, Fortzug ins Ausland, zum Erlass einer Ausweisungsverfügung. 

 

Der Bescheid vom 12.08.2025 des Landratsamtes Oberallgäu an Frau Jasmina Avramovic wird hiermit 

öffentlich zugestellt und kann beim Landratsamt Oberallgäu, Amt für Migration, Oberallgäuer Platz 2, 87527 

Sonthofen während der Öffnungszeiten eingesehen werden. 

 

Der Bescheid gilt zwei Wochen nach dem Tag des Aushängens als zugestellt.  

 

 

Sonthofen, 12.08.2025 

gez. Lindner            221 
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Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu 

 

BImSchG, UVPG; 

Hackschnitzelfeuerungsanlage der Stadtwerke Immenstadt auf dem Grundstück Fl.-Nrn. 387/7, 393/5, 

Gmkg. Immenstadt i. Allgäu, Stadt Immenstadt 

Antrag auf wesentliche Änderung der Hackschnitzelfeuerungsanlage 

 

Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes  

über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
 
Die Stadtwerke Immenstadt, Kirchplatz 7, 87509 Immenstadt i. Allgäu, beantragten beim Landratsamt 

Oberallgäu die wesentliche Änderung des Hackschnitzelheizkraftwerkes. Die Änderung beinhaltet den 

Austausch des geplanten Elektrofilters durch einen Gewebefilter. Das Hackschnitzelheizkraftwerk dient der 

Fernwärmeversorgung des Stadtgebiets. 

 

Das Landratsamt Oberallgäu führt ein vereinfachtes immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren 

gem. § 19 des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) durch.  

Gemäß §§ 5 und 7 i.V.m. Anlage 1 Nr. 1.2.1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) war 

im Rahmen einer standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls festzustellen, ob die Verpflichtung zur 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.  

 

Die überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 Nr. 2.3 UVPG aufgeführten Kriterien  hat 

ergeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist, da das Vorhaben keine erheblichen 

nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG zu berücksichtigen wären.  Das 

Landschaftsschutzgebiet, das FFH-Gebiet sowie biotopkartierte Flächen sind von dem Vorhaben nicht 

betroffen. Auch Gewässerbeeinträchtigungen sind beim ordnungsgemäßen Betrieb der Anlage nicht zu 

erwarten. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig 

anfechtbar ist.  

 

 

gez.  

 

Hannes Linder           222 
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Veröffentlichung des Landratsamtes Oberallgäu 

Wasserrecht; 

Hochwasserschutz Kläranlage Wagneritz, Rettenberg; 

Antragsteller: Freistaat Bayern, vertr. durch das Wasserwirtschaftsamt Kempten, vertr. durch Frau 

Bettina Haas, Rottachstr. 15, 87439 Kempten 

Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

 
Der Freistaat Bayern, vertr. durch das Wasserwirtschaftsamt Kempten, beantragte beim Landratsamt 

Oberallgäu, Abteilung Wasserrecht, mit Antrag vom 04.06.2025 die Plangenehmigung für den 

Hochwasserschutz der Kläranlage in Wagneritz, Gemeinde Rettenberg. 

 

Das Landratsamt Oberallgäu führt ein Genehmigungsverfahren gem. § 68 WHG durch. Die allgemeine 

Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 7 Abs. 1 i.V.m. Anlage 1 Nr. 13.18.1 und Anlage 3 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung – UVPG – ergab, dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

nicht erforderlich ist. 

 

Der Antragsteller plant einen Hochwasserschutz für die Kläranlage in Wagneritz, wodurch ein ausreichender 

HQ100+Klima Schutz hergestellt werden soll. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass im Hochwasserfall die 

Anlage nicht beschädigt wird und ungeklärtes Abwasser in den Agathazeller Bach gelangt. Des Weiteren soll 

einer Verschlechterung der Hochwassersituation – teilweise verursacht durch die baulichen Maßnahmen 

zum Hochwasserschutz des Ortsteils Wagneritz – entgegengesteuert werden.  

 

Hierzu ist vorgesehen auf den Grundstücken mit den Flur Nrn. 810, 820, 821 und 821/1, Gemarkung 

Rettenberg, Geländeanpassungen vorzunehmen und den Agathazeller Bach in zwei Abschnitten (mit ca. 60 

m Länge und ca. 40 m Länge) in Richtung Süden zu verlegen. Die Geländemodellierung wird an der 

orographisch rechten Seite des Gewässers angeschlossen und soll die Kläranlage und Klärbecken vor 

Ausuferungen schützen. Durch die Verlegung der Gewässerabschnitte Richtung Süden soll eine Aufstands- 

und Unterhaltsfläche für die Geländeerhöhung entstehen. Die Geländeerhöhung, welche als Schutzdamm 

dient, ist zur Kläranlage hin (Richtung Westen) mit einer Abflachung von 1:3 geplant, das Gefälle zum 

Gewässer hin (Richtung Osten) wird im Verhältnis 1:2 ausgestaltet. Das bei der Gewässerverlegung 

anfallende Erdmaterial soll zur Verfüllung des alten Gewässerlaufs genutzt werden.  

  

Des Weiteren ist für die Durchführung der Bauarbeiten die Fällung einer Hänge-Birke (Betula Pendula) 

notwendig. Diese Fällung wird durch entsprechende Neuanpflanzung ausgeglichen.  

 

Das Vorhaben befindet sich im „Landschaftsschutzgebiet Grünten, Großer Wald, Deutsche Alpenstraße und 

Wertachtal“.  

 

Nach Auffassung des Landratsamtes Oberallgäu verspricht die Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung keine zusätzlichen Erkenntnisse. Es ist daher keine 

Umweltverträglichkeitsprüfung notwendig. Die maßgeblichen Unterlagen zur Entscheidung können beim 

Landratsamt Oberallgäu, Abteilung Wasserrecht, eingesehen werden. 

 

Die Entscheidung über die Nichtdurchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung ist nicht selbstständig 

anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG). 

Gez. Justin Martin         223 
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Bekanntmachung Landratsamt Oberallgäu  

 

Öffentliche Zustellung 

 
Sonthofen, 24.04.2025, 142-SF-Rit/OA-JL900 

Landkreis Oberallgäu Bürgerservice, Frau K. Ritter   

Oberallgäuer Platz 2, 87527 Sonthofen, Zi. E.05 

Telefon: 08321/612-3001, Telefax: 08321/612-350 E-Mail: zulassung-sonthofen@lra-oa.bayern.de 

Zulassungsrecht; 

Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung für Herrn Hanns Christian Anton, Wenninger  

Zuletzt wohnhaft in: Bgm.-Wucherer-Str. 13, 87534 Oberstaufen  

Fahrgestellnummer:JMBXJCW7W8Z005738, amtl. Kennz.: OA-JL900 

 

Öffentliche Zustellung des Eingriffsverwaltungsbescheids vom 13.08.2025, 142-SF/Rit/OA-JL900, 

gemäß Art. 41 BayVwVfG i. V. m. Art. 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 VwZVG 

 

Der derzeitige Aufenthaltsort der vorgenannten Empfängerin ist unbekannt. 

 

Zustellungsversuche des o.g. Bescheids durch die Post blieben unter der angegebenen Anschrift erfolglos 

ebenso anschließende Ermittlungen über den aktuellen Aufenthalt. 

 

Das o.g. Schriftstück wird daher gemäß Art. 15 VwZVG öffentlich zugestellt. 

 

Der Bescheid vom 13.08.2025, 142-SF/Rit/OA-JL900, liegt bei der Zulassungsstelle des Landratsamtes 

Oberallgäu, Oberallgäuer Platz 2, 87527 Sonthofen, Zi. E.05, während der Dienststunden zur Abholung durch 

die Betroffene auf. 

 

Es erfolgt der besondere Hinweis, dass durch die öffentliche Zustellung Fristen (z.B. Rechtsbehelfsfrist) in 

Gang gesetzt werden können, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können (vgl. Art. 15 Abs.2 Satz 3 

VwZVG). 

 

Der Bescheid gilt nach Art. 15 Abs. 2 Satz 6 VwZVG als öffentlich zugestellt, wenn seit dem Tag der 

Bekanntmachung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 

 

K. Ritter  

Verwaltungsfachangestellte          224 

 
  

mailto:zulassung-sonthofen@lra-oa.bayern.de
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Bekanntmachung der Gemeinde Ofterschwang 

 
Vollzug der Wassergesetze;  
Einleitung von Niederschlagswasser aus dem Knotenpunkt Tiefenberg (B19) in einen 
namenlosen Graben 

Antragsteller: Staatliches Bauamt Kempten, Rottachstr. 13,87439 Kempten (Allgäu) 
 

I. Der Antragsteller beantragt im Rahmen der Einleitung von Niederschlagswasser aus dem Knotenpunkt 

Tiefenberg (B19) die wasserrechtliche Erlaubnis für die Einleitung von Niederschlagswasser in einen 

namenlosen Graben. 

 

II. Das Vorhaben wird bekanntgemacht mit dem Hinweis, dass 

 

1. die Pläne für die beantragte wasserrechtliche Erlaubnis vom 

 
27. August 2025 bis 27 September 2025 

 

 Bei der Verwaltungsgemeinschaft Hörnergruppe, 1. Stock, Zimmer 13 während der Dienststunden, 

zur öffentlichen Einsicht ausliegen,  

 

2. die Antragsunterlagen auch unter https://www.oberallgaeu.org/landkreis-politik-kommunales-

ehrenamt/oeffentliche-bekanntmachungen heruntergeladen werden können und 

 

3. jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, bis zwei Wochen nach Ablauf der 

Auslegungsfrist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Gemeinde oder beim Landratsamt 

Oberallgäu Einwendungen gegen den Plan erheben kann.  

 

4. das Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin auch ohne ihn verhandelt werden kann 

und verspätete Einwendungen bei der Erörterung und Entscheidung unberücksichtigt bleiben 

können,  

 

5. a) die Personen, die Einwendungen erhoben haben, von dem Erörterungstermin durch öffentliche    

              Bekanntmachung benachrichtigt werden können,  

b) die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öffentliche Bekanntmachung  

     ersetzt werden kann, wenn mehr als 50 Benachrichtigungen oder Zustellungen vorzunehmen  

     sind.  

 

 

GEMEINDE OFTERSCHWANG 

 

Gez. Alois Ried 

Erster Bürgermeister          225 

 

https://www.oberallgaeu.org/landkreis-politik-
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Bekanntmachung der Gemeinde Ofterschwang 

Wasserrecht; 

Einleitung von Niederschlagswasser aus dem Bereich des Gemeindekanals am Knotenpunkt Tiefenberg 

in einen namenlosen Graben-Neubeantragung- 

Antragsteller: Gemeinde Ofterschwang, Kirchgasse 1, 87527 Ofterschwang 

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 21.07.2025 (AZ: SG 22.3-641.05-011/25) dem 

Antragsteller, die wasserrechtliche Erlaubnis nach § 15 WHG zur Einleitung von Niederschlagswasser 

Verkehrsflächen im Bereich der Gemeindeverbindungsstraße oberhalb des Knotenpunkts Tiefenberg in 

einen namenlosen Graben erteilt.  

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden beim 

Bayerischen Verwaltungsgericht in Augsburg, Hausanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg 

 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten [Freistaat Bayern] und den Gegenstand des Klageverfahrens 

[Ausgangsbescheid mit Datum] bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 

dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben und dieser Bescheid soll in Urschrift ober Abschrift 

beigefügt werden. Die Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 

werden.  

 

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 

Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist 

nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

 

Ab 01. Januar 2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch 

einreichen. 

 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 

Verfahrensgebühr fällig. 

 

Gez. Sebastian Lipp 

 

Die genehmigten Planunterlagen können bei der Verwaltungsgemeinschaft Hörnergruppe, 1. Stock, Zimmer 

13, während der Dienststunden vom 

 

    27. August 2025 bis 11.September 2025 

 

eingesehen werden. 
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Hinweise: 

Nach der öffentlichen Bekanntmachung kann bis zum Ende der Rechtsbehelfsfrist von den Betroffenen und 

den Einwendungsführern der wasserrechtliche Bescheid schriftlich angefordert werden.  

Nach Ende der Auslegungsfrist gilt die Entscheidung den Betroffenen und Einwendungsführern als zugestellt.  

 

GEMEINDE OFTERSCHWANG     

 

gez. Alois Ried       

Erster Bürgermeister          226 

 

Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu 

 

Öffentliche Bekanntmachung 

 

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 13.08.2025,  (Bpl.Nr. 0237/25), den Neubau eines 

Wohnhauses mit Garage, Gundelsberger Weg in Fischen i. A., (Fl.Nr. 2773/9), Gemarkung Fischen i.Allgäu, 

bauaufsichtlich genehmigt. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei 

dem 

 

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4 

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg 

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg 

 

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form. 

 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens 

bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und 

Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 

werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 

Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist 

nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen 

Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen 

Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).  

http://www.vgh.bayern.de/
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Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis muss Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.  

 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 

Verwaltungsgebühr fällig.  

 

 

gez.: Irmgard Adam 

 

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes Oberallgäu in 87527 Sonthofen, 

Oberallgäuer Platz 2, Zimmer S 2.37, und bei der Gemeinde Fischen i. Allgäu, Weiler 16, 87538 Fischen i. 

Allgäu , eingesehen werden. 

 

 

Irmgard Adam           227 

 

 
 
 
Sonthofen, den 19.08.2025 

 
 

 
Indra Baier-Müller 

Landrätin 
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